
RECHT & BERATUNGFreitag, 22. Juli 2022 15

Eine Querulantenhotline, ein
Vernaderungstool, ein Rachewerk-
zeug – Whistleblowing löst bei dem
ein oder anderen negative Gefühle
aus und treibt den Angstschweiß
auf die Stirn. Das ist allerdings eine
echte Missinterpretation und ein
vollkommen falsches Image.
Whistblowing ist in erster Linie
eine Qualitätssicherungsmaßnah-
me. Es kann ein exzellentes Kom-
munikationstool für eine Feedback-
und Transparenzkultur sein.
Whistleblowing hat das Potenzial,
eine objektive Sicht auf eine
Organisation zu bekommen und ein
Teil einer aktiven, konstruktiven
Feedbackkultur zu werden.
Es ist keine triviale Frage, was nun
alles unter Whistleblowing fällt:
Absprachen, Arbeitnehmerschutz,
Umweltverschmutzung, privates
Fehlverhalten oder Verleumdung?
Klar ist, dass Kartellabsprachen,
Umweltschutz- oder Arbeitnehmer-
schutz-Verletzungen und Verstöße
gegen den Datenschutz dazu
gehören, bei Gewerberechtsverlet-

zungen, Steuerhinterziehung oder
etwa Strafrechtsverstößen ist es
nicht ganz so klar. Aber Whistle-
blowing darf keinesfalls für eine
persönliche Racheaktion miss-
braucht werden. Deshalb braucht
es hier ganz
dringend
Klarheit. Es
besteht Hand-
lungsbedarf –
formal und
emotional.
Zum einen ist
Österreich
säumig, mit
nationalem
Recht bei der
EU-Whistle-
blower-Richtlinie endlich zu reagie-
ren, und zum anderen braucht es
Aufklärung, was Whistleblowing
wirklich ist.
Die Richtlinie der EU soll dafür
sorgen, dass Missstände und
Vergehen im privaten und öffentli-
chen Sektor ohne Angst vor Repres-
salien gemeldet werden können.

Das macht Sinn, denn Korruptions-
und andere Missstände können in
der Praxis am besten Insider
aufdecken. Seit Dezember 2021 ist
die nationale Umsetzungsfrist für
diese Richtlinie abgelaufen. In

Österreich gibt
es – mit einiger
Verspätung –
nun auch einen
Entwurf für die
nationale
Gesetzgebung.
Mit dem Hin-
weisgeberIn-
nenschutzge-
setz (HSchG)
werden nicht
nur die Min-

destvorgaben der EU-Whistleblow-
er-Richtlinie umgesetzt: Im österrei-
chischen Fall ist eine Ausweitung
des sachlichen Anwendungsbe-
reichs nicht nur auf Verstöße gegen
Unionsrecht, sondern auch auf
Tatbestände des nationalen Korrup-
tionsstrafrechts geplant.
Betroffen davon ist in erster Linie

der öffentliche Sektor: Gemeinden
und öffentliche Unternehmen sind
dazu verpflichtet, ein eigenes
Hinweisgebermeldesystem einzu-
richten. Hier sollte man sich nicht
vom anfänglichen Aufwand ab-
schrecken lassen, sondern auf den
langfristigen Nutzen schauen.
Werden die Hinweisgebersysteme
richtig umgesetzt, kann das auch
den Unternehmen und Gemeinden
zugutekommen. Interne Meldun-
gen ermöglichen einen deutlichen
Informationsvorsprung. So müssen
Unternehmen nicht erst reagieren,
wenn sie durch behördliche Ermitt-
lungen über Rechtsverstöße in ihrer
Organisation informiert werden. Sie
können schon deutlich früher
agieren, Maßnahmen setzen und
Anreize zur Erhöhung der unter-
nehmens- bzw. behördeninternen
Compliance bieten.
Deshalb ist Whistleblowing keine
Geißel und kein Grund, Angst zu
haben, sondern eine Chance auf
mehr Transparenz und offene
Kommunikation.
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Österreich setzt
nicht nur die

Mindestvorgaben der
EU-Richtlinie zum

Whistleblowing um.

Gute Nachrichten für die Halter ma-
nipulierter Autos von VW: Der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) hat
die Rechte der betroffenen Konsu-
menten in der vergangenen Woche
einmal mehr gestärkt. Die obersten
Zivilrichter der Europäischen Union
entschieden nämlich, dass soge-
nannte Thermofenster nur unter
strengen Voraussetzungen legal sei-
en. Das vereinfacht die Durchset-
zung von Schadenersatzansprü-
chen in der Sache enorm.

Thermofenster sind Abschaltein-
richtungen, die die Abgasreinigung
von Diesel-Fahrzeugen bei be-
stimmten Temperaturen massiv he-
runterfahren. Allein in Österreich
wurden mehr als 400.000 Autos
mit solchen Thermofenstern zuge-
lassen.

VW-Software-Update betroffen
Besonders brisant: Auch das VW-
Software-Update enthält eine tem-
peraturgesteuerte Abschaltein-
richtung. Dabei wurde dieses Up-
date nach dem Bekanntwerden
des VW-Abgasskandals eigentlich
konzipiert, um die Abgasreini-
gung nachweislich manipulierter
Fahrzeuge mit dem Diesel-Motor
EA189 zu normalisieren. Betroffe-
ne Fahrzeughalter wurden im
Rahmen einer Rückrufaktion so-
gar dazu verpflichtet, das Update
installieren zu lassen. Ansonsten
hätten ihre Autos stillgelegt wer-
den müssen.

Mehrere unabhängige Gutach-
ten ergaben jedoch, dass auch die
upgedateten VW-Fahrzeuge die
vorgeschriebenen Schadstoff-
Grenzwerte nur bei Außentempe-
raturen zwischen 15 und 33 Grad
einhalten. Außerhalb dieses Tem-
peraturfensters stoßen die betrof-
fenen Diesel-Autos teilweise mehr
Stickoxide aus als vor dem Up-
date.

Volkswagen argumentierte bis
zuletzt, dass die Verwendung des
Thermofensters in dem Update
zum Schutz des Motors nötig sei.
Tatsächlich erlaubt die EU den
Einsatz von Abschalteinrichtun-
gen, wenn diese vor unmittelba-
ren Schäden und vor Unfallgefahr
schützen. Drei österreichische Ge-
richte, die jeweils Schadenersatz-
klagen gegen VW verhandeln,
wollten daher vom EuGH wissen,

ob diese EU-Regelung auch für
Thermofenster gilt.

Die obersten Zivilrichter Euro-
pas entschieden nun, dass Ther-
mofenster nur erlaubt sind, wenn
es keine andere Möglichkeit gibt,
um das jeweilige Fahrzeug zu
schützen. Darüber hinaus dürfen
Thermofenster ausschließlich in
absoluten Ausnahmefällen zum
Einsatz kommen. Das bedeutet,
dass die Abgasreinigung sämtliche
Fahrzeuge in der EU immer kor-
rekt funktionieren muss. Lediglich
in Extremsituationen – zum Bei-
spiel bei Temperaturen weit unter
dem Gefrierpunkt – dürfen Ther-
mofenster verwendet werden.

Urteil gilt für alle EU-Gerichte
In Bezug auf das VW-Software-
Update gaben die EuGH-Richter
diesbezüglich klar zu bedenken,
dass die Durchschnittstemperatur
in Österreich in den meisten Mo-
naten unterhalb von 15 Grad liegt.

Wenn eine Abschalteinrichtung
bereits bei solchen Temperaturen
die Abgasreinigung reduziert, sto-
ßen die betroffenen Fahrzeuge
quasi ganzjährig unerlaubt viele
Schadstoffe aus.

Die zuständigen Gerichte müs-
sen ihre Verfahren nun fortsetzen
und entscheiden, ob das VW-Soft-
ware-Update ihrer Meinung nach
eine illegale Abschalteinrichtung
enthält. Nach dem eindeutigen
EuGH-Urteil wird es diesbezüglich
wohl keine zwei Meinungen geben.
Die Entscheidung der Luxemburger
Richter ist aber auch für andere Ge-
richte in Österreich und der gesam-
ten Europäischen Union bindend.

Tatsächlich hat das aktuelle Ur-
teil mit hoher Wahrscheinlichkeit
sogar noch weitreichendere Folgen:
Sämtliche Typengenehmigungen
von Fahrzeugen mit eingebauten
Thermofenstern müssen nun an-
hand des Maßstabes des EuGH-Ur-
teils überprüft werden. Vor allem

das deutsche Kraftfahrt-Bundesamt
(KBA) wird in der kommenden Zeit
noch einmal einige Typengenehmi-
gungen überprüfen müssen.

Die deutsche Behörde hat in den
vergangenen Jahren das VW-Soft-
ware-Update und auch Thermofens-
ter von Herstellern wie Mercedes-
Benz oder BMW genehmigt. Den-
noch gab das KBA in einer ersten
Stellungnahme zum aktuellen
EuGH-Urteil an, man habe die Maß-
gaben des Europäischen Gerichts-
hofs bereits in der Vergangenheit
berücksichtigt. Angesichts des ein-
deutigen EuGH-Urteils ist diese
Aussage allerdings mehr als frag-
würdig.

Die Deutsche Umwelthilfe geht
bereits juristisch gegen entspre-
chende Genehmigungen des KBA
vor, und es ist zu erwarten, dass die
zuständigen Gerichte in Deutsch-
land die Behörde mittelfristig zur
Überprüfung ihrer Fahrzeugzulas-
sungen und schließlich zu Maßnah-

men zur Beseitigung der Thermo-
fenster verpflichten werden. Euro-
paweit könnten in der Folge mehr
als acht Millionen Autos von Rück-
rufen betroffen sein.

Sollten die verantwortlichen Her-
steller die Abgasreinigung der ma-
nipulierten Fahrzeuge nicht norma-
lisieren können, droht all diesen
Autos im schlimmsten Fall die Still-
legung. Betroffene Pkw-Besitzer
sollten die Lage nicht zuletzt aus
diesem Grund sehr aufmerksam
beobachten und rechtliche Ansprü-
che in der Sache prüfen.

Weiteres EuGH-Urteil erwartet
Wären die Fahrzeug-Manipulatio-
nen zum Kaufzeitpunkt bereits
öffentlich bekannt gewesen, hät-
ten betroffene Konsumenten ihre
Autos schließlich gar nicht oder
zumindest nicht zu denselben
Konditionen gekauft. Deshalb ha-
ben die Besitzer illegal manipu-
lierter Diesel-Autos Anspruch auf
eine finanzielle Entschädigung.

Diesbezüglich werden die
EuGH-Richter noch in diesem Jahr
ein weiteres Urteil verkünden
und aller Voraussicht nach bestä-
tigen, dass Schadenersatzansprü-
che im Zusammenhang mit dem
Abgasskandal selbst bei fahrläs-
sig schuldhaftem Verhalten der
Autobauer bestehen. Diese Grund-
satzentscheidung wird vermutlich
noch größere Wellen schlagen als
das aktuelle Urteil. Die Erfolgs-
chancen sämtlicher Schadener-
satzklagen im Zusammenhang
mit dem Abgasskandal stehen
aufgrund der aktuellen Entwick-
lungen so gut wie nie zuvor. ■
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Der EuGH hat die Rechte der Diesel-Kläger einmal mehr gestärkt.
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